Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2500 


Der Bundesminister Bonn, den 9. August 1971 

für innerdeutsche Beziehungen 
Parlamentarischer Staatssekretär 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Aufhebung der Richtlinien über amtliche Bezeichnungen 
für Deutschland, die Demarkationslinien und die Orte 
innerhalb Deutschlands 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Baron von Wrangel, 
Dr. Czaja, Reddemann, Dr. von Bismark, Dr. Mende, 
Dr. Bach und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2466 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU beantworte ich 
wie folgt: 


Wie fragen die Bundesregierung: 

1. Waren die Richtlinien für die Bezeichnung Deutschlands sowie 
der Demarkationslinien und Ortsbezeichnungen innerhalb 
Deutschlands vom Juli 1965 (GMBl. 1965 S. 277) im Einklang 
mit Inhalt und Wortlaut des Grundgesetzes, insbesondere mit 
dem Deutschlandbegriff des Grundgesetzes und mit dem Ziel, 
eine freiheitliche Ordnung des Staatslebens in Deutschland 
während einer Übergangszeit zu sichern, in der von Ver- 
fassungsorganen nichts veranlaßt werden darf, was dem In- 
kraftsetzen des Grundgesetzes in anderen Teilen von ganz 
Deutschland entgegensteht oder dies evident und auf Dauer 
erschwert und beeinträchtigt? 

2. Welche Gründe haben die Bundesregierung im einzelnen ver- 
anlaßt, die Bezeichnungsrichtlinien als überholt anzusehen und 
aufzuheben, und billigt sie mit ihren Gründen die Auffassung 
des Staatssekretärs Ahlers, daß die Anwendung der bisher als 
verfassungskonform angesehenen Bezeichnungsrichtlinien seit 
der Unterzeichnung der Ostverträge „unsinnig" wäre? 

3. Wird die Bundesregierung nach der Aufhebung der bisherigen 
„Bezeichnungsrichtlinien" sicherstellen, daß ohne Reglemen- 
tierung der Öffentlichkeit die Behörden des Bundes auch zu- 
künftig Bezeichnungen wählen, die im amtlichen Sprach- 
gebrauch den Deutschlandbegriff des Grundgesetzes wahren 
und einer Gewöhnung des allgemeinen Sprachgebrauchs an 
einen vom Grundgesetz abweichenden Deutsdilandbegriff ent- 
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gegentreten, oder sollen die Behörden des Bundes in Zukunft 
bei den Bezeichnungen nur dem angeblichen „Grundsatz der 
Respektierung der amtlichen Bezeichnung anderer Länder" für 
Deutschland entsprechen? 


4. Hat die Bundesregierung die Absicht, die Änderung des amt- 
lichen Sprachgebrauchs bei der Bezeichnung Deutschlands, der 
Demarkationslinien und Orte innerhalb Deutschlands in Zu- 
kunft durch eine Grundgesetzänderung abzustützen, oder war 
sie nicht bereits vor der Änderung der Bezeichnungsrichtlinien 
verpflichtet, durch Initiativen zur Grundgesetzänderung prüfen 
zu lassen, ob die gesetzgebenden Körperschaften eine solche 
Änderung des Deutschlandbegriffs und der Pflicht zur Wahrung 
der Interessen ganz Deutschlands billigen? 

5. Dürfen Verfassungs- und Verwaltungsorgane in der Bundes- 
republik Deutschland entgegen der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts (z. B. Entscheidungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts Bd. 4 S. 307) Gebiete Deutschlands in den Gren- 
zen vom 31. Dezember 1937 als Ausland und nicht als Inland 
behandeln oder bezeichnen? 

6. Mit welcher Begründung hat das Kabinett den in Abschnitt I 
Buchstabe a der „Bezeichnungsrichtlinien 1965" enthaltenen 
Satz; „Die Bundesrepublik Deutschland setzt - unbeschadet der 
Tatsache, daß ihre Gebietshoheit gegenwärtig auf den Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes beschränkt ist - das Deutsche 
Reich als Völkerrechtssubjekt unter Wahrung seiner recht- 
lichen Identität fort." aufgehoben? 


7. Mit welcher politischen sowie staats- und völkerrechtlichen 
Begründung hat das Kabinett in Abschnitt I Buchstabe a der 
„Bezeichnungsrichtlinien 1965" den Absatz: „Bis zu der einem 
Friedensvertrag vorbehaltenen endgültigen Regelung ist als 
deutsches Staatsgebiet das Gebiet des Deutschen Reichs in den 
Grenzen vom 31. Dezember 1937 zu bezeichnen. Die völker- 
rechtlich gültigen Grenzen sind die des Deutschen Reichs nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937." sowie die Richtlinien 1961 
zur Darstellung der deutschen Grenzen in Karten und Texten 
aufgehoben? 

8. Mit welcher politischen sowie staats- und völkerrechtlichen 
Begründung hat das Kabinett in Abschnitt I Buchstabe b der 
„Bezeichnungsriditlinien 1965" den Absatz: „Normalerweise ist 
davon auszugehen, daß die Bezeichnung , Bundesrepublik 
Deutschland' das Land Berlin einschließt. Der Zusatz , ein- 
schließlich des Landes Berlin' sollte nur gebraucht werden, wo 
ein besonderes Bedürfnis nach Klarstellung der Zugehörigkeit 
Berlins zum Bundesgebiet besteht." aufgehoben? 

9. Mit welcher staats- und völkerrechtlichen Begründung sollen 
„die ostwärts der Oder-Neiße-Linie liegenden Gebiete Deutsch- 
lands" von nun an nicht mehr als „Deutsche Ostgebiete, z. Z. 
unter fremder Verwaltung" und die Demarkationslinien inner- 
halb Deutschlands nicht mehr im Sinne der Richtlinien 1965 
bezeichnet werden? 


10. Sind in der Zukunft zur Bezeichnung von Orten innerhalb des 
deutschen Staatsgebiets im amtlichen Sprachgebrauch und in 
amtlichen Urkunden nicht mehr „allein die hergebrachten 
deutschen Namensformen'' und für die „z. Z. unter fremder 
Verwaltung stehenden deutschen Ostgebiete" deutsche Orts- 
bezeidinungen nach dem „Amtlichen Gemeinde- und Orts- 
namenverzeichnis der deutschen Ostgebiete unter fremder Ver- 
waltung" zu verwenden, wobei in unumgänglichen Fällen bei 
letzteren in Klammern fremdsprachige Namensformen bei- 
gefügt werden können? 


I. 

Die Kleine Anfrage geht von Voraussetzungen aus, die nicht 
zutreffen. Da die Einzelfragen von diesen Voraussetzungen ab- 
hängig sind, ist es nur möglich, sie zusammen zu beantvv^orten. 
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IL 

Genau wie es einer früheren Bundesregierung freistand, ohne 
Mitwirkung des Parlaments die Bezeichnungs- und Kartenricht- 
linien zu erlassen, kann die gegenwärtige Bundesregierung sie 
nun aufheben. Damit ist kein Eingriff in das Grundgesetz oder 
die Rechte des Parlaments verbunden. Völkerrechtliche und ver- 
fassungsrechtliche Probleme werden dadurch nicht berührt. Der 
Aufhebung von Bezeichnungs- und Kartenrichtlinien würde nur 
dann verfassungsrechtliche Bedeutung zukommen, wenn durch 
ein Gebot des Grundgesetzes die Notwendigkeit solcher Richt- 
linien festgelegt wäre. Das dürfte jedoch auch von den Frage- 
stellern nicht in Betracht gezogen werden. 


III. 

Die Bezeichnungs- und Kartenrichtlinien sind seinerzeit als 
interne Weisungen für den Bereich der Bundesregierung erlas- 
sen worden. Die heutige Bundesregierung erblickt grundsätz- 
lich in der Festlegung von Bezeichnungen kein geeignetes Mittel 
der Politik und schon gar nicht einen Ersatz für Politik. Dies gilt 
insbesondere, wenn der Sprachgebrauch weitgehend über diese 
Festlegungen hinweggegangen ist. 

Die Bundesregierung hat sich deshalb entschlossen, die Richt- 
linien aufzuheben, um Gelegenheit zu geben, die Diskrepanz 
zum allgemeinen Sprachgebrauch in Politik und Publizistik ab- 
zubauen und unnötige Erschwernisse zu beseitigen. Die Bundes- 
regierung sieht in diesem Schritt ein „Gebot der praktischen 
Vernunft", womit sie einer Maxime folgt, die der damalige 
Bundeskanzler Kiesinger am 25. September 1969 in einer Fern- 
sehdiskussion anführte, um den Gebrauch des Ausdrucks „DDR 
. . . ohne Anführungsstriche" zu begründen. Schon am 16. De- 
zember 1966 hatte der damalige Bundesminister für gesamt- 
deutsche Fragen, Herbert Wehner, in der Debatte zur Regie- 
rungserklärung der großen Koalition unter dem Beifall der 
Regierungsparteien - also auch der heutigen Opposition - seine 
Weigerung, als „Nomenklatur-Einhalte-Obermeister" zu fun- 
gieren, ausführlich begründet. 

Um der politischen Glaubwürdigkeit und der notwendigen 
Klarheit in der Verwaltung willen konnte es nicht länger hin- 
ausgezögert werden, aus einem längst bestehenden Zustand, an 
dessen Herbeiführung auch die heutige parlamentarische Oppo- 
sition mitgewirkt hat, die Konsequenzen zu ziehen. 


IV. 

Mit der Aufhebung der Bezeichnungs- und Kartenrichtlinien ist 
ein Zustand hergestellt worden, wie er in anderen Verwaltungs- 
bereichen selbstverständlich ist. Das bedeutet: Soweit im amt- 
lichen Sprachgebrauch unter politisch und rechtlich relevanten 
Aspekten Einheitlichkeit angestrebt werden muß, erfolgt von 
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Fall zu Fall eine Abstimmung der zuständigen Stellen. Dieses 
Verfahren hat sich wegen der mangelnden Anwendbarkeit der 
Bezeichnungsrichtlinien schon seit Jahren eingespielt. Insofern 
ändert die Aufhebung der Richtlinien nichts an der bewährten 
Praxis. 


V. 

Die Bundesregierung muß dem durch die vorliegende Anfrage 
hervorgerufenen Eindruck entgegentreten, als ob es nicht jedem 
Bürger freigestellt war und freigestellt bleibt, diejenigen Be- 
zeichnungen zu verwenden, die er nach eigener Verantwortung 
für richtig hält. 

Herold 
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